
Verfahrensablauf 
Aufstellung, Änderung und Aufhebung eines Bebauungs plans 

Aufstellungsbeschluss
(§ 2 Abs. 1 BauGB)

Erarbeitung eines Plankonzeptes/-vorentwurfs
zur frühzeitigen Information über die allgemeinen Ziele und Zwecke der
Planung, ggf. auch in Alternativen, und die Auswirkungen der Planung

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit
(§ 3 Abs. 1 BauGB)

entbehrlich bei unwesentlichen Auswirkungen und anderer
Unterrichtung

Erarbeitung des Planentwurfs
auf der Grundlage der Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung

Offenlegung des Planentwurfs
(§ 3 Abs. 2 BauGB)

Bekanntmachung: 1 Woche vorher
Dauer: 1 Monat

Möglichkeit der Bürgerinnen und Bürger, Anregungen und
Bedenken schriftlich oder zur Niederschrift vorzubringen�

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB)

z.B. Versorgungsträger, Kammern, Verkehrsträger
Frist zur Stellungnahme: 1 Monat mit Möglichkeit zur

Verlängerung

Änderung
des offengelegten Planentwurfes

Einzelbeschlüsse des Rates
über die vorgebrachten Anregungen (stattgegeben/nicht stattgegeben)

Gerechte Abwägung der öffentlichen und privaten Belange

Erneute Offenlegung
(§ 4a Abs. 3 BauGB)

Dauer kann angemessen verkürzt werden;
Anregungen ggf. nur zu den Änderungen

Satzungsbeschluss durch den Rat
(§ 10 Abs. 1 BauGB)

mit Beifügung der Begründung (§ 9 Abs. 8 BauGB)

Bekanntmachung
(§ 10 Abs. 3 BauGB)

Plan wird rechtskräftig�

Bereithalten des Bebauungsplanes einschl. Begründung und der
zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB zu jederm anns Einsicht
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Keine Änderung
des offengelegten Planentwurfs�

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange

(§ 4 Abs. 1 BauGB)

(Dieses Schema zeigt einen normalen Verfahrensablauf. Es gibt jedoch auch anders ablaufende Verfahren, wie z. B. 

das vereinfachte oder das beschleunigte Verfahren.)


